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Aktenzeichen: 1 AR?. 85786
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht 
Frankfurt am Main

II. Landesärbeitsgerieht

Beschluß vom 12* Juli 1988
- 1 ABR 85/36 -
Beschluß vom 3* Juli 1985
- 11 EV 23/33 -
Beschluß vom 12. August 1986

Frankfurt am Main 4 Ta BV -141/8?
Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

N e in 
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort: ;
Mitbestimmung bei Verlängerung über Altersgrenze hinaus

esetz: BetrVG %% 99, .117; ArbGG 3 83 Abs. 3; GG Art. 12
Abs. 1; Manteltarifvertrag Nr. 3 und Nr. 3 a für 
das Bordpersonal der Deutschen Lufthansa AG und 
der Condor Flugdienst GmbH vom 2. November 197b/ 
8. April 1930 3 19 Abs. 3

Leitsatz:
Der Senat hält an seiner Rechtsprechung fest, daß die 
iJeiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers über eine ta­
rifliche Altersgrenze hinaus der Zustimmung des Betriebs­
rats bedarf.
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1 ABR 85/86
4 Ta BV 141/85 Frankfurt
Verkündet am 
12. Juli 1988

Im Namen des Volkes!

Zeuner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Beschluß

In Sachen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2-

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Anhörung vom 12. Juli 1988 durch den Prä­
sidenten Professor Dr. Kissel, die Richter Matthes und 
Dr. Weller sowie die ehrenamtlichen Richter Rösch und Dr. 
Hoffmann beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde der Lufthansa gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Frankfurt 
am Main vom 12. August 1986 - 4 Ta BV 141/85 - 
wird zurückgewiesen.

Der Tenor des genannten Beschlusses des Lan­
desarbeitsgerichts wird klarstellend wie folgt 
neu gefaßt:

Der Beschluß des Arbeitsgerichts Frankfurt am 
Main vom 3. Juli 1985 - 11 BV 28/83 - ist wir­
kungslos .

Es wird festgestellt, daß die Weiterbeschäf­
tigung Uber das 55. Lebensjahr hinaus gern.
§ 19 Abs. 3 MTV Nr. 3 Bordpersonal von Arbeit­
nehmern, die dem Landbetrieb Frankfurt zuzu-
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rechnen sind, der Zustimmung des Betriebsra­
tes bedarf.

V o n R e c h t s w e g e n  !

G r ü n d e  :

A. Die Beteiligten streiten darum, ob der Betriebsrat für den 
Landbetrieb Flughafen Frankfurt (im folgenden nur Betriebsrat) 
der Deutschen Lufthansa (im folgenden Arbeitgeber) mitzubestimmen 
hat, wenn Arbeitnehmer Uber die tarifliche Altersgrenze hinaus 
weiterbeschäftigt werden sollen.

Die Arbeitsverhältnisse des Bordpersonals bestimmen sich 
u.a. nach dem Manteltarifvertrag Bordpersonal Nr. 3 vom 2. 
November 19-79/8. April 1980, ab 1. Januar 1987 nach dem Man­
teltarifvertrag Bordpersonal Nr. 3 a (im folgenden nur MTV).
Diese bestimmen in § 19 übereinstimmend:

"Beendigung des Arbeitsverhältnisses wegen Errei- 
chens der Altersgrenze
(1) Das ArbeitsVerhältnis endet - ohne daß es 
einer Kündigung bedarf - mit Ablauf des Monats, 
in dem das 55. Lebensjahr vollendet wird'.

(3) Das Arbeitsverhältnis des Angehörigen des 
Kabinenpersonals kann bei körperlicher und 
beruflicher Eignung in beiderseitigem Einverneh­
men über das 55. Lebensjahr hinaus verlängert 
werden.
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Wird das Arbeitsverhältnis des Angehörigen des 
Kabinenpersonals verlängert, so endet es - ohne 
daß es einer Kündigung bedarf - mit Ablauf des 
Monats, in dem der Angehörige des Kabinenper­
sonals ein weiteres Lebensjahr vollendet hat. 
Eine wiederholte Verlängerung ist zulässig. In 
jedem Fall endet das Arbeitsverhältnis - ohne 
daß es einer Kündigung bedarf - mit Ablauf des 
Monats, in dem der Angehörige des Kabinenper­
sonals das 60. Lebensjahr vollendet.”

Im August 1983 beendete der seit 1956 beschäftigte Ange­
stellte A. sein 55. Lebensjahr. Er war seit 1970 als Divi­
sions.chef für das Kabinenpersonal eingesetzt. Nach § 1 Abs. 1 
MTV wurde er auch in dieser Position von den Regelungen dieses 
Tarifvertrags erfaßt. Der Arbeitgeber machte von der Möglichkeit, 
das Arbeitsverhältnis nach § 19 Abs. 3 MTV zu verlängern, Ge­
brauch und beschäftigte den Angestellten weiter. Er beteiligte an 
dieser Maßnahme weder den Betriebsrat noch die PersonalVertretung 
des Bordpersonals.

Der Betriebsrat hat daraufhin das vorliegende Verfahren an­
hängig gemacht und zunächst beantragt, dem Arbeitgeber aufzuge­
ben, die von ihm als Einstellung angesehene Maßnahme rückgängig 
zu machen. Nachdem noch im Laufe des Verfahrens vor dem Arbeits­
gericht der Angestellte A. nach Ablauf des Verlängerungsjahres 
aus den Diensten des Arbeitgebers ausgeschieden war, hat der Be­
triebsrat beantragt

festzustellen, daß die Einstellung des Mit­
arbeiters A. mitbestiramungspflichtig nach 
9 99 BetrVG gewesen ist.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag des Betriebsrats stattge-
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geben. Gegen diesen Beschluß hat der Arbeitgeber Beschwerde ein­
gelegt. Im Laufe des Beschwerdeverfahrens ist die Gruppenvertre­
tung Purseretten/Purser dem Verfahren beigetreten.

Der Arbeitgeber hat beantragt,

unter Abänderung des Beschlusses des Ar­
beitsgerichts den Antrag des Betriebsrats 
abzuweisen,

während-der Betriebsrat beantragt hat,

unter Zurückweisung der Beschwerde festzu­
stellen, daß die Verlängerung eines Ar­
beitsverhältnisses gemäß | 19 Abs. 3 MTV 
für Mitarbeiter, die einem Landbetrieb des 
Arbeitgebers zuzurechnen sind, der Mitbe­
stimmung des Betriebsrats nach § 99 BetrVG 
1972 unterliegt.

Die Gruppenvertretung Purseretten/Purser hat keinen Antrag 
gestellt.

Soweit das Verfahren die Einstellung des Mitarbeiters A. 
zum Gegenstand hatte, ist es vom Betriebsrat und vom Arbeitgeber 
für erledigt erklärt und vom Landesarbeitsgericht eingestellt 
ivorden.

Der Arbeitgeber ist der Ansicht, daß eine Weiterbeschäfti­
gung Uber die tarifliche Altersgrenze hinaus keine mitbestim­
mungspflichtige Einstellung sei. Zumindest sei dabei nicht der 
Betriebsrat des Landbetriebs, sondern allenfalls die Personal-
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Vertretung des Bordpersonals zu beteiligen.

Das Landesarbeitsgericht hat die Nebenintervention der 
Gruppenvertretung Purseretten/Purser und die Beschwerde des Ar­
beitgebers zurückgewiesen, dem Feststellungsantrag des Betriebs­
rats jedoch statt gegeben. Mit der zugelassenen Bechtsbeschwerde 
verfolgt der Arbeitgeber seine vor dem Landesarbeitsgericht ge­
stellten Anträge weiter, während der Betriebsrat um Zurückweisun 
der Rechtsbeschwerde bittet. Die Gruppenvertretung Purseretten/ 
Purser hat sich im Rechtsbeschwerdeverfahren nicht geäußert und 
keine Anträge gestellt.

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist nicht begründet. 
Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht entschieden, daß die Be­
schäftigung von Arbeitnehmern über eine Altersgrenze hinaus der 
Zustimmung des Betriebsrats bedarf.

I. Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig, er bedarf jedoch 
der Auslegung.

1. Gegenstand des Rechtsbeschwerdeverfahrens ist allein noch 
der Feststellungsantrag des Betriebsrats, daß die Verlängerung 
von ArbeitsVerhältnissen bestimmter Arbeitnehmer über die tarif­
liche Altersgrenze hinaus mitbestimmungspflichtig ist. Soweit di 
Beteiligten zunächst darüber gestritten haben, ob die Verlänge­
rung des ArbeitsVerhältnisses des Angestellten A. zustimmungs­
pflichtig war, haben die Beteiligten das Verfahren für erledigt 
erklärt, und dieses ist vom Landesarbeitsgericht eingestellt
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worden. Damit ist auch der Beschluß des Arbeitsgerichts, der al­
lein über den darauf bezogenen Antrag des Betriebsrats entschie­
den hat, entsprechend § 269 Abs. 3 Satz 1 ZPO wirkungslos ge­
worden (Grunsky, ArbGG, 5. Aufl., % 83 a Rz 4). Erledigt hat 
sich damit auch der vor dem Landesarbeitsgericht vom Arbeitgeber 
gestellte Beschwerdeantrag, den Beschluß des Arbeitsgerichts ab­
zuändern und den auf den Angestellten A. bezogenen Antrag des 
Betriebsrats abzuweisen. Dieser Antrag hätte daher auch vom Lan­
desarbeitsgericht im Tenor seiner Entscheidung nicht mehr be- 
schieden werden dürfen. Das Landesarbeitsgericht und auch der 
Arbeitgeber, der seinen Beschwerdeantrag noch in der Rechtsbe­
schwerdebegründung wiederholt hat, haben dies offensichtlich 
übersehen. Der Arbeitgeber hat daher in der Anhörung vor dem Se­
nat auch klargestellt, daß er über den auf den Angestellten A. 
bezogenen Antrag des Betriebsrats keine Sachentscheidung mehr 
begehrt. Der Senat hat zur Klarstellung ausgesprochen, daß der 
Beschluß des Arbeitsgerichts ’wirkungslos ist.

2. Der allein noch rechtshängige Antrag des Betriebsrats ist 
zulässig.

a) Unschädlich ist, daß dieser Antrag erstmals vor dem Landes­
arbeitsgericht gestellt worden ist. Auch in der Beschwerdeinstanz 
kann der Antrag geändert und damit auch erweitert werden 87 
Abs. 2 Satz 3 in Verb, mit § 81 Abs. 3 ArbGG), wenn die übri­
gen Beteiligten zustimmen oder das Lande-sarbeitsgericht die Än­
derung für sachdienlich hält. Das Landesarbeitsgericht hat die 
Erweiterung des Antrags für zulässig gehalten. Diese Entscheidung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ist nach § 81 Abs. 3 Satz 3 ArbGG für den Senat bindend.

b) Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist es zuläs­
sig, auch losgelöst von einem konkreten inzwischen erledigten 
Einzelfall die Feststellung eines umstrittenen Beteiligungsrechts 
zu beantragen, wenn die Klärung des Beteiligungsrechts für künf­
tige vergleichbare Fälle erforderlich ist (BAGE 39, 359 = AP Nr.
5 zu § 83 ArbGG 1979; Beschluß vom 10. April 1984 - 1 ABB 
73/82 - AP Nr. 3 zu § 81 ArbGG 1979; BAGE 51, 151, 156 = AP Nr.
33 zu I 99 BetrVG 1972, zu B I 2 b der Gründe). Diese Vorausset­
zungen sind vorliegend erfüllt. Die Beteiligten haben in der 
Vergangenheit zumindest in zwei Fällen darüber gestritten, ob die 
Verlängerung eines Arbeitsverhältnisses über die tarifliche Al­
tersgrenze hinaus mitbestimmungspflichtig ist. Angesichts der 
Größe der Belegschaft ist jederzeit wieder mit vergleichbaren 
Fällen zu rechnen. Das Rechtsschutzinteresse an der erbetenen 
Entscheidung ist damit gegeben.

c) Der Antrag ist auch ausreichend bestimmt. Dem steht nicht 
entgegen, daß er sich auf die "einem Landbetrieb zuzuordnenden 
Arbeitnehmer" bezieht. Arbeitnehmer, die vom Geltungsbereich des 
MTV Bordpersonal erfaßt werden, können betriebsverfassungsrecht­
lich dem Landbetrieb zuzurechnen sein (Beschluß des Senats vom 
14. Oktober 1986 - 1 ABR 13/85 - AP Nr. 5 zu § 117 BetrVG 
1972). Ob das der Fall ist, kann im Einzelfall zwischen den Be­
triebspartnern streitig sein. Das steht jedoch einer Entscheidung 
der Frage, ob die Weiterbeschäftigung über die tarifliche Al­
tersgrenze hinaus von solchen Arbeitnehmern, die rechtlich dem

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-9-

Landbetrieb zuzuordnen sind, der Zustimmung des Betriebsrats be 
darf, nicht entgegen. Wird diese Frage bejaht, steht dieses Be 
teiligungsrecht des Betriebsrats mit die Beteiligten bindender 
Wirkung fest. Daß im Einzelfall dieses Beteiligungsrecht ir° Ixn 
blick auf seine weiteren Voraussetzungen streitig werden kann,

.■a Reichweiteändert nichts daran, daß die Streitfrage und damit die 
einer darauf ergehenden Entscheidung ausreichend bestimmt ist

q MTVDer Antrag erfaßt, wie seine Bezugnahme auf § 19 Abs. 
Bordpersonal ausweist, auch nur die Fälle, in denen die Arbeit 
nehmer schon dem Landbetrieb zuzurechnen waren, bevor sie di-

ö ° .o j ,T~tarifliche Altersgrenze erreichen und Uber diese hinaus wei 
beschäftigt werden sollen. Diejenigen Fälle, in denen 
des, Bordpersonals mit der Erreichung der tariflichen

Angehörige

Altersgrenze

. iu TaT 0 i t ©  ̂  ""aus dem Flugbetrieb ausscheiden und in einem Landbetrieu 
beschäftigt werden, sind in 5 19 Abs. 4 MTV Bordpersonal Se‘ 
gelt. Sie sind damit nicht Gegenstand des vorliegenden Rechts 

streits.

Deinem
eines

o r h ä 11 ■*

3. Der Antrag des Betriebsrats bedarf der Auslegunj 
Wortlaut nach begehrt der Betriebsrat die Feststellung 
Mitbestimmungsrechts bei der "Verlängerung eines Arbeitsv

.. rnieh undnisses" der genannten Mitarbeiter. Das ist mißverstand -
 ̂  ̂o m Senatvom Betriebsrat so nicht gemeint, wie die Anhörung von 

ergeben hat.

p na BetrVGDer Senat hat, unter Einstellung im Sinne von §
eine be-stets einen Vorgang verstanden, durch den Personen fkr
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stiramte Zeit in den Betrieb eingegliedert werden, um dort ebenso 
wie die bereits beschäftigten Arbeitnehmer zur Erfüllung des ar­
beitstechnischen Zweckes des Betriebs weisungsgebundene Tätigkeit 
wahrzunehmen (BAC-E 51, 337 = AP Nr. 35 zu § 99 BetrVG 1972; zu­
letzt Beschluß vom 16. Dezember 1986 - 1 ABP 52/85 - A.P Nr. 40 
zu § 99 BetrVG 1972, zu B II 1 a der Gründe). Auf das Bechtsver- 
hältnis, in dem diese Personen zum Arbeitgeber stehen, kommt es 
nicht an. Das Bundesarbeitsgericht hat daher auch entschieden, 
daß der Arbeitsvertrag eines ohne Zustimmung des Betriebsrats 
eingestellten Arbeitnehmers nicht wegen des Fehlens dieser Zu­
stimmung unwirksam ist, der Arbeitgeber den Arbeitnehmer vielmehr 
ohne Zustimmung des Betriebsrats nicht im Betrieb beschäftigen 
darf (BAGE 34, 1 = AP Nr. 9 zu Art. 33 Abs. 2 GG). Ist damit 
Einstellung im Sinne von 5 99 BetrVG die tatsächliche Beschäfti­
gung im Betrieb, so kann die Verlängerung eines Arbeitsverhält­
nisses über eine tarifliche Altersgrenze hinaus - wenn 
überhaupt - als Einstellung nur insoweit mitbestimmungspflichtig 
sein, d. h. der Zustimmung des Betriebsrats bedürfen, als es um 
die tatsächliche Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers im Betrieb 
nach Erreichung der tariflichen Altersgrenze geht. Ebenso wie der 
Abschluß eines ArbeitsVertrags nicht der Zustimmung des Be­
triebsrats bedarf, bedarf daher auch die vertragliche Verlänge­
rung eines ArbeitsVerhältnisses über die tarifliche Altersgrenze 
hinaus nach § 19 Abs. 3 MTV Bordpersonal nicht der Zustimmung 
des Betriebsrats. Der Antrag des Betriebsrats ist daher dahin zu 
verstehen, daß er die Feststellung begehrt, daß die Weiterbe­
schäftigung über die tarifliche Altersgrenze hinaus von Arbeit­
nehmern, die dem Landbetrieb zuzurechnen sind, seiner Zustimmung
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bedarf.

4. Die GruppenVertretung Purseretten/Purser ist nicht Betei­
ligte des vorliegenden Verfahrens. Von Amts wegen auch noch in 
der Rechtsbeschwerdeinstanz zu beteiligen sind nur solche Stellen 
und Personen, die nach materiellem Recht an dem vom Antragsteller 
umschriebenen Gegenstand des Beschlußverfahrens beteiligt sind, 
weil sie durch die beantragte Sachentscheidung in ihrer be­
triebsverfassungsrechtlichen Stellung betroffen werden (BAGE 37, 
31 = AP Nr. 2 zu § 83 ArbGG 1979; BAGE 39, 102, 103 = AP Nr. 3 
zu § 80 ArbGG 1979, zu II 3 der Gründe; BAGE 50, 1 = AP Nr. 12 
zu § 19 BetrVG 1972). Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden 
Falle für die Gruppenvertretung Purseretten/Purser nicht erfüllt. 
Wie oben unter I 2 dargelegt, bezieht sich der Antrag des Be­
triebsrats und damit der Streitgegenstand des vorliegenden Ver­
fahrens nur auf solche Arbeitnehmer, die bereits vor Erreichung 
der tariflichen Altersgrenze dem Landbetrieb zuzurechnen waren 
und damit aus dem Zuständigkeitsbereich der Personalvertretungen. 
für das fliegende Personal ausgeschieden waren. Die Frage, ob 
deren Weiterbeschäftigung der Zustimmung des Landbetriebsrats 
bedarf, berührt daher die Zuständigkeit der Personalvertretungen 
für das fliegende Personal nicht mehr.

Daß durch eine Weiterbeschäftigung solcher Arbeitnehmer auch 
Interessen des Bordpersonals berührt werden können, rechtfertigt 
keine andere Beurteilung. Für Fälle, in d-enen beteiligungs­
pflichtige Angelegenheiten sowohl die Interessen der im Flugbe­
trieb beschäftigten Arbeitnehmer als auch der Arbeitnehmer des
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Landbetriebs berühren können, sieht § 117 Abs. 2 Satz 2 BetrVG 
vor, daß die Zusammenarbeit der Personalvertretungen und der Be­
triebsräte durch Tarifvertrag geregelt werden kann. Ein solcher 
Tarifvertrag ist für den Bereich des Arbeitgebers bislang nicht 
zustande gekommen. Es fehlt damit an Beteiligungsrechten oder 
Zuständigkeiten der Personalvertretungen für das fliegende Per­
sonal für solche Fälle, in denen personelle Maßnahmen in bezug 
auf Arbeitnehmer, die dem Landbetrieb zuzurechnen sind, auch die 
Interessen der zum Flugbetrieb gehörenden Arbeitnehmer berühren.

Die Gruppenvertretung Purseretten/Purser hat ausweislich der 
Sitzungsniederschrift Uber die Anhörung der Beteiligten vor dem 
Landesarbeitsgericht keinen eigenen Antrag gestellt, über den in 
der Sache zu entscheiden gewesen wäre. Sie ist daher auch nicht 
Antragsteller im vorliegenden Verfahren geworden und daher als 
solcher nicht beteiligt. Gegen die Zurückweisung ihrer "Nebenin­
tervention" hat die Gruppenvertretung Purseretten/Purser kein 
Rechtsmittel eingelegt. Es bedarf daher auch keiner Entscheidung 
der Frage, ob eine solche Nebenintervention im Beschlußverfahren 
zulässig ist und ob eine die Nebenintervention zurückweisende 
Entscheidung des Landesarbeitsgerichts einem Rechtsmittel unter­
liegt .

II. Der Antrag des Betriebsrats ist begründet.

1. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend von der ständigen 
Rechtsprechung des Senats ausgegangen, wonach der Betriebsrat 
nach § 99 BetrVG zu beteiligen ist, wenn ein Arbeitsverhältnis
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über eine ursprünglich vereinbarte Befristung hinaus fortgesetzt 
werden soll. Der Senat hat dies für Fälle ausgesprochen» in denen 
das ArbeitsVerhältnis mit Ablauf des Monats enden sollte, in dem 
der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet, als auch für 
Fälle, in denen sich ein befristetes ArbeitsVerhältnis autoraa- 
t iseh ver 1 ängert, wenn der Arbe 1.1 geber kei ne Hi c h t v e r 1 ä n g e r u n g s - 
anzeige abgibt (3AGE 31, 20 = AP Nr. 9 zu § 99 BetrVG 197?; PAGE 
.’49 , 1 80 = AP Nr. 21 zu § 99 BetrVG 1972; PAGE 53, 237 = AP Nr.
32 zu $ 118 BetrVG 1972). In allen diesen Fällen geht es um die 
Frage, ob der Arbeitnehmer länger als zunächst vorgesehen im Be­
trieb verbleiben soll. Dieser Umstand kann Zustimmungsverweige­
rungsgründe im Sinne von 5 99 Abs. 2 BetrVG auslösen, die bei 
der ersten Einstellung nicht gegeben waren. Auch das Bundesver­
waltungsgericht sieht unter Zugrundelegung dieser Erwägungen eine 
Vertragsverlängerung als mitbestimmungspflichtige Einstellung an 
(BVerwGE 57, 280).

2. Die Angriffe der Rechtsbeschwerde geben keine Veranlassung, 
von dieser Rechtsprechung abzuweichen.

a) Soweit die Rechtsbeschwerde auf den Unterschied zu dem vom 
Senat im Beschluß vom 18. Juli 1978 (SAGE 31, 20 = AP Nr. 9 zu 
3 99 BetrVG 1972) entschiedenen Fall einer Altersgrenze von 65 
Jahren hinweist, ist dieser Unterschied ohne Bedeutung. Ent­
scheidend ist, daß im Falle einer tariflichen Altersgrenze die 
Beteiligung des Betriebsrats, wie bei jeder .befristeten Einstel­
lung, zunächst nur bis zu der vorgesehenen Beendigung des Ar- 
b eits v e rhä11 n i s s e s r e i e h t.
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b) Unerheblich ist auch, ob die Vereinbarung einer Altersgrenze 
eine Befristung oder eine auflösende Bedingung darstellt. Das ist 
von Bedeutung allenfalls für die Rechtsbeziehungen zwischen den 
ArbeitsVertragsparteien. Anknüpfungspunkt für die Beteiligung des 
Betriebsrats ist die tatsächliche Weiterbeschäftigung des Ar­
beitnehmers im Betrieb über die zunächst vorgesehene Zeit hinaus, 
nicht aber die Verlängerung des ArbeitsVertrags, gleichgültig, 
auf welche rechtliche Weise dies geschieht. Es kommt daher auch 
nicht darauf an, ob die Arbeitsvertragsparteien die Verlängerung 
des ArbeitsVerhältnisses Uber die Altersgrenze hinaus erst bei 
Erreichung dieser Altersgrenze oder - gegebenenfalls schon län­
gere Zeit - vorher vereinbaren.

c) Der Umstand, daß sich die Mitbestimmungspflichtigkeit der 
Weiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers über eine Altersgrenze 
hinaus auch dahin auswirken kann, daß der Arbeitnehmer nicht 
weiterbeschäftigt werden darf, rechtfertigt ebenfalls keine an­
dere Beurteilung. Schon das Mitbestimmungsre.eht des Betriebsrats 
bei einer ersten Einstellung ist naturgemäß darauf angelegt, daß 
es sich auch zu Lasten des einzustellenden Arbeitnehmers aus­
wirkt. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der Einstel­
lung soll nämlich in erster Linie Interessen der im Betrieb schon 
vorhandenen Arbeitnehmer wahren. Wenn daher ein Arbeitnehmer mit 
Erreichen der Altersgrenze seinen Arbeitsplatz "verliert", weil 
der Betriebsrat seiner Weiterbeschäftigung zu Recht die Zustim­
mung verweigert, so folgt dies ebenso aus dem Zweck der Mitbe­
stimmung des Betriebsrats wie die Tatsache, daß ein Arbeitnehmer 
einen angestrebten Arbeitsplatz nicht "erhält", weil der Be-
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triebsrat seine Zustimmung zur Einstellung dieses Arbeitnehmers 
verweigert.

d) Wenn der Betriebsrat einer Weiterbeschäftigung eines Ar­
beitnehmers über die vereinbarte Altersgrenze hinaus seine Zu­
stimmung verweigert, so wird dadurch auch nicht in Rechte des 
Arbeitnehmers eingegriffen. Das ArbeitsVerhältnis des Arbeitneh­
mers endet auf der Grundlage der vertraglichen Regelung mit dem 
Erreichen der tariflichen Altersgrenze. Einen Anspruch auf Ab­
schluß, eines Verlängerungsvertrags hat der Arbeitnehmer nicht. F,r 
wird daher auch nicht in seinen Rechten verletzt, wenn der Ar­
beitgeber eine solche Vertragsverlängerung deswegen nicht ver­
einbart, weil der Betriebsrat einer Weiterbeschäftigung des Ar­
beitnehmers seine Zustimmung zu Recht verweigert.

e) Soweit schließlich die Rechtsbeschwerde das Grundrecht der 
Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 *GG durch die Rechtsprechung 
des Senats als gefährdet ansieht, verkennt sie Inhalt und Funk­
tion des Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats nach § 99 BetrVG. 
Das Grundrecht der Berufsfreiheit der Arbeitsvertragsparteien 
wird in erster Linie durch die Regelung in f 19 Abs. 3 MTV 
Bordpersonal berührt. Die TarifVertragsparteien haben eine Al­
tersgrenze aus sachlichen, den Besonderheiten des Flugverkehrs 
Rechnung tragenden Erwägungen vereinbart. Ob diese in jedem Fin­
zelfall eine automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit 
Erreichen der Altersgrenze rechtfertigen,- ist im vorliegenden 
Verfahren nicht zu entscheiden. Der Umstand, daß eine mögliche 
Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus am Widerstand
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des Betriebsrats scheitern kann, führt nicht zu einem Verstoß 
gegen Art. 12 Abs. 1 GG. Der Betriebsrat kann einer beabsich­
tigten Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus nur aus 
schwerwiegenden Gründen, wie sie in 5 99 Abs. 2 BetrVG ab­
schließend aufgezählt sind, seine Zustimmung verweigern. Die zu 
Unrecht verweigerte Zustimmung kann nach >> 99 Abs. A BetrVG 
durch das Arbeitsgericht ersetzt werden. Im Verhältnis zum Ar­
beitgeber stellt die Beteiligung des Betriebsrats an personellen 
Maßnahmen, wie sie in § 99 BetrVG näher ausgestaltet ist, eine 
zulässige Regelung der Berufsausübung dar, die durch das Sozi­
alstaatsprinzip des Art. 20 GG gerechtfertigt ist. Gleiches gilt 
im Verhältnis zum Arbeitnehmer. Art. 12 Abs. 1 OG gibt dem Ar­
beitnehmer keinen Anspruch auf einen Arbeitsplatz überhaupt oder 
für eine bestimmte Zeit. Er gebietet auch nicht, die Chance des 
Arbeitnehmers, einen Arbeitsplatz zu erhalten oder zu behalten, 
nur von der Entscheidung des Arbeitgebers abhängig zu machen.

Damit erweist sich die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers als 
unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zutreffend 
entschieden. Der Senat hat zur Klarstellung den Tenor der Ent­
scheidung des Landesarbeitsgerichts jedoch neu gefaßt.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Rösch Dr. Hoffmann
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